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Ascan Härmen Pinckernelle1

I. Einführung

Im Rahmen der seit 1979 erfolgten wirtschaftlichen 

Öffnung2 zum Zweck der Verwirklichung des Konzepts der 

„sozialistischen Modernisierung“3 schafft die VR China 

mit dem Erlaß der „Vorläufigen Maßnahmen zur Einrich

tung von Versuchsstandorten für Außenhandelsgesellschaf

ten mit chinesisch-ausländischem Gemeinschaftskapital“4 

eine neue Investitionsform für ausländische Unternehmen, 

die es Joint Ventures ermöglichen soll, auf dem Gebiet des 

Außenhandels tätig zu werden.

Chinas Außenhandel war ausländischen Investoren bis 

zur Liberalisierung der Wirtschaft seit 1979 strikt ver

schlossen: Als Ausdruck einer Autarkiepolitik wurden Im

1 Studiert Jura an der Universität Hamburg.

2Zu Außenwirtschaftsrecht und Investitionen, siehe: Sabine 

Stricker, „Rechtliche Grundlagen von Investitionsverträgen in der 

VR China“, in: Norbert Horn/Rolf Schütze (Hrsg.): Wirtschafts

recht und Außenwirtschaftsverkehr der Volksrepublik China, Berlin, 

New York 1987, S. 229-256, und Andreas Lauffs/Uwe Bohnet, „Die 

Entwicklung des Außenwirtschaftsrechts der Volksrepublik China in 

den Jahren 1989 bis Anfang 1994“, Recht der Internationalen Wirt

schaft {RIW 1994, S. 736ff.

3S. Harro von Senger, Einführung in das chinesische Recht, 

München 1994, S. 96ff.

4Chin.: „Guanyu sheli zhongwai hezi duiwai maoyi gongsi shidian 

zanxing banfa“, verabschiedet und in Kraft getreten am 30.9.1996, 

veröffentlicht in Guowuyuan Gongbao {GWYGB, Amtsblatt des 

Staatsrats) 1996, S. 1196ff.; engl. Übersetzung jeweils in China Eco

nomic News {CEN 1996, No.40, S. 9ff; China Law {CL 1996, No.4, S. 

lOlff; China Law and Practice {CLP 2/1997, S. 26ff.; Internationales 

und ausländisches Wirtschafts- und Steuerrecht, Hrsg. Bundesstelle 

für Außenhandelsinformation (BfAI), Köln 1996, Bestell-Nr. 64675.

port und Export ausschließlich von elf staatlichen,5 auf 

bestimmte Branchen ausgerichteten Außenhandelsgesell

schaften mit über 130 Zweigstellen abgewickelt.6 Ob

wohl noch einige Bereiche einem staatlichen Handelsmo

nopol unterliegen, konnten chinesische Unternehmen aber 

während der letzten Jahre für bestimmte Produkte ei

ne Genehmigung zum Außenhandel erlangen; mittlerwei

le sind es über 10.000, von denen ca. 3.900 selbständig 

Außenhandel betreiben.7 Strukturell verwandelt sich der 

chinesische Außenhandel von einem staatlichen Mono

pol zu einem wirtschaftsverwaltungsrechtlichen Genehmi

gungssystem, geprägt durch Verbote mit Erlaubnisvorbe

halt.8

Unternehmen mit ausländischer Kapitalbeteiligung (For- 

eign Investment Enterprises, FIE), also Joint Ventures 

(Equity Joint Venture, EJV),9 vertragliche Gemeinschafts

unternehmen (Contractual oder Cooperative Joint Ven

ture, CJV)10 sowie rein ausländisch finanzierte Unterneh

men (Wholly Owned Foreign Enterprise, WOFE)11 wa

ren in dieses neuere Konzessionssystem nicht einbezogen;

5Dem Ministerium für Außenhandel und wirtschaftliche Zusam

menarbeit (chin.: Zhonghua renmin gongheguo duiwai jingji maoyi 

bu; engl.: MOFTEC, Ministry of Foreign Trade and Economic Co

operation, vor 1993 noch unter der Bezeichnung MOFERT für Mini

stry for Foreign Economic Relations and Trade), unterstellt.

6„FTJV Comes to Reality“, CEN No.41 vom 28.10.1996, S. 

lf; Norbert Horn, „Chinas Wirtschaftsrecht und Außenwirtschafts

recht“, S. 3ff. in Horn/Schütze (Fn. 2), S. 18.

7 Xinwen Bao vom 4.10.1996; CEN No. 41, S. 1.

8 Zum Zusammenhang zwischen der Reform des Außenhandelssy

stems und dem Beitrittsantrag Chinas zum Allgemeinen Zoll- und 

Handelsabkommen (GATT) s. Robert Heuser/Birgit Eger, „Die 

VerGATTung des Außenhandelsrechts“, in: Robert Heuser (Hrsg.), 

Wirtschaftsreform und Gesetzgebung in der Volksrepublik China, 

Mitteilungen des Instituts für Asienkunde Hamburg Nr. 264, Ham

burg 1996, S. 371ff.

9Chin.: hezi jingying qiye. Rechtsgrundlage sind das „Gesetz 

der VR China über Gemeinschaftsunternehmen mit ausländischer 

und chinesischer Kapitalbeteiligung“ (Zhonghua renmin gongheguo 

zhongwai hezi jingying qiye fa) vom 1.7.1979 in der Neufassung vom 

4.4.1990 (veröffentlicht in GWYGB 1990, Nr.7, S. 261ff; deutsch: 

„Internationales und ausländisches Wirtschafts- und Steuerrecht“ 

(AWSt), Hrsg. BfAI, A-7/90, Köln, S. 37ff.) sowie die dazu ergan

genen „Ausführungsbestimmungen zum Gesetz der VR China über 

chinesisch-ausländische Gemeinschaftsunternehmen“ (Zhonghua ren

min gongheguo zhongwai hezi jingying qiye fa shishi tiaoli) vom 

20.9.1983, neu gefaßt und geändert am 15.1.1986 und am 21.12.1987 

{GWYGB 1983, Nr.21, S. 969ff; 1986, S. 66ff; 1988, S .982; deutsch: 

BfAI-AWSt, a.a.O., S. 40ff).

10Chin.: hezuo jingying qiye. Ausfürlich: Hans Au, „VR China 

- Cooperative Joint Ventures“, BfAI-AWSt 1996. Rechtsgrundlage 

sind das „Gesetz der VR China über chinesisch-ausländische Ko

operationsunternehmen“ (Zhonghua renmin gongheguo wai hezuo 

jingying qiye fa) vom 13.4.1988 {GWYGB 1988, Nr. 11, S. 372ff; 

deutsch: Au, a.a.O., S. 21ff.) sowie die „Ausführungsbestimmungen 

zum Gesetz der VR China über chinesisch-ausländische Kooperati

onsunternehmen“ (Zhonghua renmin gongheguo wai hezuo jingying 

qiye fa shishi tiaoli), am 7.8.1995 vom Staatsrat genehmigt (wohl 

noch keine amtliche Veröffentlichung, abgedruckt in Guoji Shangbao 

vom 14.8.1995; deutsch: Au, a.a.O., S.32ff.).

11 Chin.: waizi jingying qiye. Rechtsgrundlage sind das „Gesetz 

der VR China über Unternehmen mit ausschließlich ausländischer 

Kapitalbeteiligung“ (chin.: Zhonghua renmin gongheguo waizi 

qiye fa) vom 12.4.1986 {GWYGB 1986, S.411ff; deutsch: BfAI- 

AWSt 3/93, S. 19ff.) sowie die entsprechenden „Detaillierten 

Ausführungsbestimmungen zum Gesetz der VR China über Unter

nehmen mit ausschließlich ausländischer Kapitalbeteiligung“ (Zhong

hua renmin gongheguo waizi qiye fa shishi xize) vom 28.10.1990
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sie konnten nur das für die eigene Produktion Benötigte 

nach China einführen sowie eigene Produkte exportie

ren. Dieses Ausfuhrverbot für nicht selbst hergestellte 

Produkte besteht auch angesichts komplexerer Unterneh

mensstrukturen von FIEs fort: So dürfen zur Koordinie

rung schon erfolgter Investitionen gegründete Holdingge

sellschaften12 keine Außenhandelsgeschäfte durchführen, 

sondern die Einzelunternnehmen bloß in deren jeweiligem 

Produktionsbereich unterstützen.

Handel in begrenztem Umfang war ausländischen Investo

ren faktisch nur in den 13 Freihandelszonen13 möglich, 

in denen wegen des zollfreien Imports und Exports der 

Personen- und Warenverkehr zum eigentlichen Territori

um der VR China kontrolliert wird. Unter Umgehung der 

beim Export nach China anfallenden Ausfuhrzölle14 waren 

vor allem WOFEs mit dem Unternehmenszweck Handel in 

diesen Sonderzonen tätig.15 Seit 1992 sind wichtige Berei

che der Wirtschaft wie das Versicherungs- und Bankwesen, 

Wirtschaftsprüfung und Rechtsberatung, Bauwesen und 

Warenhäuser für ausländische Investitionen zugänglicher 

geworden.16 Das am 1. Juli 1994 in Kraft getretene Au

ßenhandelsgesetz17 regelt in den §§8-14 den speziell auf den 

Handel mit Waren und Technologie ausgerichteten neu

en Unternehmenstypus des „Außenhandelsbetreibers“,18 

dessen Anforderungen auch ausländische Investoren ent

sprechen könnten.19 Da noch keine das Außenhandelsge

setz konkretisierenden, untergeordneten Normen in Form 

von Ausführungsbestimmungen veröffentlicht worden sind, 

können die Bestimmungen über „Außenhandelsbetreiber“ 

noch nicht angewendet werden.20

Am 27.6.1995 wurden die „Vorläufigen Bestimmungen zur 

Lenkung ausländischer Investitionen“21 sowie der dazu- 

(GWYGB 1991, S.905ff; deutsch: RIW 1992, S. 544ff. mit Anm. 

Robert Heuser).

12Allgemein über Holdings (chin.: waishang touzi juban): Ko- 

lenda, „Umbrellas Unfurled“, China Business Review (CBR), Ju- 

li/August 1995, S. 34ff; Lauffs/Bohnet (Fn. 2), S. 738.

13Offiziell als „Zollverschlußzonen“ (chin.: baoshuiqu) bezeichnet, 

s.a. von Senger (Fn. 3), S. 37f.

14Edward F. Webre, „Joint Venture Trading Companies: A New 

Beginning ?“, China Tax Review (CTR), Hong Kong, 7/1996, S. 5ff.

15S. Lauffs/Bohnet (Fn. 2), S. 741.

16S. Lauffs/Bohnet (Fn. 2), S. 736; so dürfen aber z.B. gemein

schaftlich betriebene Warenhäuser höchstens 30% der Verkaufsware 

importieren und müssen im Ausland chinesische Produkte vertrei

ben.

17„Gesetz der VR China über den Außenhandel“ (chin.: Zhonghua 

renmin gongheguo duiwai maoyi fa) vom 12.4.1994, in Kraft getreten 

am 1.7.1994 (GWYGB 1994, S. 423f.; deutsch: Heuser [Fn. 8], S. 

376f.)

18Chin.: dui wai maoyi jingyingzhe.

19Webre (Fn. 14), S. 6f.

20Eine derartige „Theorieergänzung und Theoriekorrektur durch 

die Praxis“ erscheint als Eigenart der chinesischen Gesetzgebung: So 

folgen dem Erlaß von allgemein gehaltenen Gesetzen - zumal in der 

Wirtschaftsgesetzgebung - oft ausführliche, untergeordnete Normen, 

welche erst die Anwendung der allgemeinen Vorschriften ermöglichen; 

dies allerdings erst, wenn die Anwendung aus praktischen Gründen 

notwendig wird. S.a. v. Senger (Fn. 3), S. 281ff. und Martina 

Violetta Jung, „Gründung eines Joint Venture-Unternehmens in der 

Volksrepublik China“, S.117ff., RIW 1996, S. 123.

21 Chin.: „Zhidao wai shang touzi fangxiang zanxing guiding“, 

veröffentlicht in Renmin Ribao (RMRB) vom 29.6.1995 als auch Fa- 

zhi Ribao (FZRB) vom 2.6.1995; engl.: CLP 10/1996, S.19ff.).

gehörige „Industrielenkungskatalog für ausländische In

vestitionen“22 erlassen. Beide Normen zielen auf eine 

verstärkte Kanalisierung von Investitionen in bestimm

te Wirtschaftsbereiche23 ab, indem - mittels eines ver

waltungsmäßigen Prüfungsverfahrens - Investitionsvorha

ben in eine der Kategorien „ermutigt“, „erlaubt“, „be

schränkt“ sowie „verboten“24 eingestuft werden.25 Ob

wohl Außenhandelsinvestitionen ausländischer Unterneh

men durch die Klassifizierung „beschränkt“ erstmalig aus

drücklich als möglich erscheinen,26 ist die praktische Rele

vanz - und damit Auslegung und Anwendbarkeit auch die

ser Vorschrift27 - im Zusammenhang mit der Zulässigkeit 

von Außenhandel als gering anzusehen.28

Die Beseitigung bestehender Außenhandelsbeschränkun

gen wird von China erwartet, um die Voraussetzungen 

des Beitritts zur World Trade Organization (WTO) zu 

erfüllen.29 Im Rahmen der APEC-Gipfelkonferenz im 

November 1995 in Osaka kündigte Staatspräsident Jiang 

Zemin konkrete Schritte zur Liberalisierung des Handels 

an, so u.a. die Zulassung chinesisch-ausländischer Au

ßenhandelsgesellschaften in Shanghai.30 Der Erlaß der 

„Vorläufigen Maßnahmen zur Einrichtung von Versuchs

standorten für Außenhandelsgesellschaften mit chinesisch

ausländischem Gemeinschaftskapital“ lockert nun die vor

handenen Beschränkungen.

II. Die neue Regelung

Die „Vorläufigen Maßnahmen zur Einrichtung von Ver

suchsstandorten für Außenhandelsgesellschaften mit 

chinesisch-ausländischem Gemeinschaftskapital“ (ab

gekürzt: „Maßnahmen“) regeln die Gründung von

Außenhandels-Joint Ventures (abgekürzt: AHJ). Dies 

erfogt gern. §1 ausdrücklich zum Zweck der weiteren 

Öffnung der chinesischen Wirtschaft und Förderung des 

Außenhandels und auf der Grundlage des „Equity Joint 

Venture-Gesetzes“31 sowie des erwähnten Außenhandels

gesetzes32.

Die Gründung kann nur in den Sonderwirtschaftszonen 

Shenzhen und „Pudong New Area“ in Shanghai erfolgen. 

Über die Zulässigkeit weiterer Versuchsstandorte wie auch 

die Anzahl der zugelassenen AHJ sowie die eigentliche Ge

nehmigung entscheidet der Staatsrat (§§16, 5). Unter

nehm.: „Wai shang touzi chanye zhidao mulu“ (zusammen mit

den Investitionslenkungsbestimmungen veröffentlicht, s.o. Fn. 21).

23So soll insbesondere die Einfuhr fortgeschrittener Technologie 

gefördert werden; zur Einführung: Wong, Editor’s Note, CLP 

7/1995, S. 43ff.; Jung (Fn. 20), S. 120.

24Chin.: guli, yunxu, xianzhi, jinzhi.

25S. Art. 4 der Investitionslenkungsbestimmungen.

26Sharon Mann/James Hui, „Demanding trading joint venture 

rules fail to offer significant market access“, S.23ff., CLP 2/1997, 

S. 23.

27Jung (Fn. 20), S. 120.

28Mann/Hui (Fn. 26), S. 23.

29Webre (Fn. 14), S. 6; Mann/Hui (Fn. 26), S. 25.

30 CEN 1996, No. 41, S. lf.

31S.o. Fn. 9.

32S.o. Fn. 17.
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nehmen, die bisher in den Freihandelszonen Außenhan

delsgesellschaften unterhalten haben, können sich nicht 

auf die „Maßnahmen“ berufen.33 Investoren aus Hong

kong, Macao und Taiwan ist ausdrücklich die Zusammen

arbeit mit einem chinesischen Partner möglich (§15).34 Die 

zu gründenden AHJ haben als Gemeinschaftsunternehmen 

den Anforderungen des EJVGesetzes35 zu entsprechen.

1. Gesellschaftsform und Kapitalisierung

sind den Bestimmungen des Außenhandelsgesetzes über 

den „Außenhandelsbetreiber“ entlehnt.40

Schließlich sieht §3 vor, daß der gesetzliche Vertreter des 

AHJ zwingend von der chinesischen Seite zu bestimmen 

ist (früher geltend für alle EJV). Dies ist der „Chair

man of the Board of Directors“, d.h. der Vorsitzende der 

Gesellschafterversammlung, des höchsten Gesellschaftsor

gans.41 Dem ausländischen Investor bleibt es überlassen, 

den für den alltäglichen Geschäftsablauf entscheidenden 

Posten des „General Manager“ zu besetzen.42

Das AHJ verfügt gern. §3 über eine eigene Rechtspersön

lichkeit36 in Form einer Gesellschaft mit beschränkter Haf

tung37.

Das Stammkapital hat mindestens 100 Millionen RMB zu 

betragen (§4 Abs. 3) und ist innerhalb eines Monats38 

nach Ausstellung der Geschäftslizenz in vollem Umfang 

einzuzahlen (§7 Satz 2). Während der ausländische Part

ner seinen Anteil bar in frei konvertierbarer Währung ein

zubringen hat, kann der chinesische Partner seine Einlage 

sowohl in RMB als auch in sonstigen Sach- oder immateri

ellen Werten erbringen (§7 Satz 1). Die ebenfalls in §3 gere

gelte Stammkapitalverteilung sieht entsprechend §4 Abs.2 

EJVGesetz vor, daß der ausländische Partner mindestens 

25% des registrierten Kapitals zeichnet, während die chine

sische Seite die Mehrheit der Anteile, d.h. mindestens 51% 

halten muß.39 Wie bei allen EJV bemißt sich die Gewinn- 

und Verlustbeteiligung ausschließlich nach dem jeweiligen 

Anteil am registrierten Kapital (§4 Abs. 3 EJVGesetz). 

Andere Vorraussetzungen - wie eigener Name und Organi

sationsstruktur, Fachpersonal sowie dem Unternehmens

zweck Außenhandel entsprechende Betriebstätten etc. -

33S. I. Kozel, „Außenhandels-Joint-Ventures in China zulässig“, 

Nachrichten für Außenhandel (NfA) vom 21.1.1996.

34So verwendet der chinesische Gesetzestext z.B. in §2 waifang an 

Stelle von waiguo für „Ausland“, „ausländisch“ und bezieht dadurch 

das Potential der überseechinesischen Investitionen (auf ca. 75% al

ler realisierten Direktinvestitionen geschätzt, siehe Duffy, „Nat West 

Markets“, Global Law & Business, Dezember/Januar 1995, S. 24f.) 

neben §15 in den Anwendungsbereich der Vorschrift ein.

35S.o. Fn. 9.

36Gemäß §2 der Ausführungsbestimungen zum EJVGesetz (s. Fn. 

9) sind alle EJV - und damit auch die AHJ - juristische Personen 

nach chinesischem Recht und unterliegen diesem, wie §5 Abs. 2 des 

Außenwirtschaftsvertragsgesetzes (chin.: Shiwai jingji hetongfa, ver

abschiedet am 21.3.1985, in Kraft getreten am 1.7.1985, veröffentlicht 

in GWYGB 1985, S.217, deutsch: Heuser, RIW 1985, S. 379-381) be

tont.

37Chin.: youxian zeren gongsi- allgemein: Matthias Steinmann/ 

Martin Thümmel/ Zhang Xuan, Kapitalgesellschaften in China, Mit

teilungen des Instituts für Asienkunde Nr. 242, Hamburg 1995, S. 

25ff.

38 Im Vergleich zu den Vorschriften für normale EJV ein wesentlich 

kürzerer Zeitraum, s. a. Mann/Hui (Fn. 26), S. 24 und Webre (Fn. 

14), S. 7.

39Das EJVGesetz (s. Fn. 9) schreibt in §4 Abs. 2 nur für den 

ausländischen Partner einen Mindestanteil am Stammkapital von 

25% vor. Die Zusicherung der Mehrheit für die chinesische Seite 

findet als verschärfende Abweichung vom EJVGesetz ihre Rechtfer

tigung in der besonderen Bedeutung der Regelungsmaterie „Außen

handel . Der Einfluß der chinesischen Seite soll gewährleistet sein, 

s.a. Xu Guojian, „Außenhandel in China - Ende eines Monopols ?“, 

Wirtschaftswelt China, 11/1996, S. 2 ff.

2. Anforderungen an die Partner des AHJ

Vor Gründung eines AHJ müssen verschiedene Bedingun

gen von beiden Seiten erfüllt werden: Der ausländische 

Partner muß im Jahr vor der Gründung einen Umsatz von 

über 5 Milliarden US$ aufweisen und seit mehr als drei 

Jahren entweder eine Repräsentanz in China43 unterhalten 

oder Direktinvestitionen von mehr als 30 Millionen US$ 

getätigt haben. Während dieser drei Jahre muß ein durch

schnittliches jährliches Außenhandelsvolumen von minde

stens 30 Millionen US$ erreicht worden sein (§4 Abs.l).

Als Grundvoraussetzung für das chinesische Unterneh

men muß die Geschäftslizenz überhaupt eine Außenhan

delstätigkeit zulassen (s.o. I). Das durchschnittliche jähr

liche Außenhandelsvolumen in den drei Jahren vor der An

tragsstellung muß über 200 Millionen US$ gelegen haben, 

wovon 100 Milionen US$ auf Exporte entfallen müssen. 

In diesem Zeitraum müssen mindestens drei Niederlas

sungen, Tochtergesellschaften oder Beteiligungen an Joint 

Ventures außerhalb Chinas bestanden haben, deren durch

schnittlicher jährlicher Gesamtumsatz mindestens 10 Mil

lionen US$ betrug (§4 Abs. 2). Um gemäß §3 die Mehrheit 

am Stammkapital erbringen zu können, hat der Substanz

wert des chinesischen Unternehmens schließlich über 100 

Millionen RMB zu liegen, da §12 des Gesellschaftsgesetzes 

vorschreibt, daß die Gesamtbeteiligung einer chinesischen 

Gesellschaft an einer anderen Gesellschaft nicht die Hälfte 

des eigenen Nettovermögens überschreiten darf.

3. Gründung des AHJ 44

40S.o. Fn.17 und 18; auch Mann/Hui (Fn. 26), S. 23.

41 Zur subsidiären Anwendung des 1993 erlassenen Gesellschafts

gesetzes auf ausländische Unternehmen s. Sabine Stricker, „Erstes 

GmbH- und Aktienrecht der Volksrepublik China“, RIW 1994, S. 

648f.; Zhang Xuan, „Die Anwendung des Gesellschaftsgesetzes auf 

Unternehmen mit ausländischem Kapital“, Newsletter der Deutsch- 

Chinesischen Juristenvereinigung e.V., 1995, Heft 3, S. 57ff.; Stein- 

mann/Thümmel/Zhang (Fn. 37), S. 18-22.

42S. Xu (Fn. 39), S. 2; Kozel (Fn. 33).

43§§199-205 des Gesellschaftsgesetzes erklären Zweigniederlassun

gen ausländischer Unternehmen in ganz China als zulässig, s. Stein- 

mann/Thümmel/Zhang (Fn. 37), S. 19; Lauffs/Bohnet (Fn. 2), S. 

738.

44Allgemein: Stricker in Horn/Schütze (Fn. 2), S. 234f.; aktueller: 

Helmut Janus, Volksrepublik China. Investieren in China. Prak

tischer Leitfaden für mittelständische Unternehmen, Köln 1995, S.
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Der Gründungsvorgang entspricht weitgehend dem nor

maler EJV: Der chinesische Partner hat die zur Ge

nehmigung erforderlichen Unterlagen bei den für Außen

handel zuständigen lokalen Behörden einzureichen, von 

wo aus sie zum zentralen Ministerium in Peking (MOF- 

TEC) weitergeleitet werden. Abweichend von §8 der 

Ausführungsbestimmungen zum EJVGesetz* 45 ist aber 

letzte Genehmigungsinstanz im Einzelfall der Staatsrat. 

Für die Erteilung der Genehmigung ist schließlich das 

MOFTEC zuständig (§5). Bei der formellen Beantragung 

der Genehmigung46 sind gern. §5 folgende Unterlagen vor

zulegen:

- Nachweise der sowohl vom ausländischen (§4 Abs.l 

Nr.3) als auch chinesischen (§4 Abs.2 Nr.3) Part

ner durchgeführten Außenhandelsaktivitäten, für 

die ausländische Seite zusätzlich die entsprechende 

Geschäftslizenz und eine Investitionsbescheinigung 

(ausgestellt von einer chinesischen eingetragenen 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft).

- Durch Testat bestätigte Bilanzen beider Partner.

- Die schon erwähnte Konzeption des Tätigkeitsbereichs 

und Produktrahmens.

- Gern. §5 Nr. 7 behält sich das MOFTEC schließlich 

vor, weitere Unterlagen anzufordern.

- Ein von der chinesischen Seite erstellter47 Pro

jektvorschlag, der Finanzstruktur, Geschäftsumfang, 

Technologie- und Rohstoffquellen sowie Eckpunkte des 

Joint Venture-Vertrags vorstellt.48

- Eine von beiden Partnern ausgearbeitete Durchführ

barkeitsstudie, welche Informationen zu wirtschaftli

chen, technischen und finanziellen Fragen enthält.

- Der von den gesetzlichen Vertretern beider Part

ner unterzeichnete Joint Venture-Vertrag regelt 

im Rahmen des EJVGesetzes, der entsprechen

den Ausführungsbestimmungen und des subsidiär 

anzuwendenden Gesellschaftsgesetzes die Rechte 

und Pflichten der Gesellschafter.49 Der zulässige 

Geschäftsumfang eines zu gründenden AHJ ist durch 

§2 auf die bloße Abwicklung des Außenhandels 

festgelegt; nach Genehmigung aller Unterlagen ist 

das AHJ gern. §8 - vorbehaltlich einer wohl als 

strikte Ausnahme aufzufassenden Sondergenehmi

gung50 - auf seinen angegebenen Unternehmenszweck 

beschränkt.51 Daher ist sowohl in der Einlei

tung des Joint Venture-Vertrags wie auch bei der 

(gern. §5 Nr. 6) einzureichenden Konzeption des 

Tätigkeitsbereichs und Produktrahmens die Darstel

lung des Geschäftszwecks möglichst weit und flexibel 

abzufassen.52

- Die Joint Venture-Satzung enthält neben den 

erwähnten Vertragsbestimmungen organisatorische 

Regelungen.

- Nachweise der Kreditwürdigkeit, der Bestellung des ge

setzlichen Vertreters (§3 Satz 3) sowie der Registrie

rung beider Partner.

19ff.; Duncan Freeman (Hrsg.), The Life and Death of a JV in China, 

Hongkong 1994, Kapitel 3.

45S.o. Fn. 9.

46Zum genauen Ablauf des Verfahrens s. Jung (Fn. 20), S. 120; 

Ralf Widmer, „Rechtliche Rahmenbedingungen für Auslandsinvesti

tionen in der Volksrepublik China“, S. 505ff., China aktuell (C.a.) 

5/1996, S. 506f.

47S. §9 der Ausführungsbestimmungen zum EJVGesetz (s.o. Fn. 

9).

48Jung (Fn. 20), S. 121.

49S. §§9 Abs. 1 und 2, 13, 14 der Ausführungsbestimmungen zum 

EJVGesetz (Fn. 9).

50S. Xu (Fn. 39), S. 3.

51 Chinesische Gesellschaften sind in ihrer Geschäftstätigkeit fest 

an den im Joint Venture-Vertrag bzw. der Satzung festgelegten 

Geschäftszweck gebunden („ultra-vires-Doktrin“), s. Jung (Fn. 20), 

S. 120.

52Jung (Fn. 20), S. 120f. und Kozel (Fn. 33).

Nach der Genehmigung des Gründungsantrags ist das 

AHJ binnen eines Monats bei der zuständigen Behörde 

für die Verwaltung von Industrie und Handel zu regi

strieren; diese stellt die Geschäftslizenz aus, wodurch erst 

die rechtliche Existenz des neuen Gemeinschaftsunterneh

mens beginnt.53 Eine weitere Registrierung hat inner

halb eines Monats nach Erhalt der Geschäftslizenz bei den 

zuständigen Finanzbehörden zu erfolgen (§6).

4. Handelsbeschränkungen, Devisen und Steuern

Für AHJ gelten auch die Vorschriften des Außenhan

delsgesetzes. Unterliegen Waren und Technologien den 

dort in §§16ff. geregelten Kontingentierungen,54 hat das 

AHJ entsprechend §19 Außenhandelsgesetz einen Antrag 

auf eine Einfuhr- bzw. Ausfuhrgenehmigung zu stellen. 

Gemäß §§19, 20 Außenhandelsgesetz werden im Rahmen 

einer Art Ausschreibungsverfahren Lizenzen für einzelne 

Import- und Exportquoten vergeben (§9).

Nach dem Grundsatz der ausgeglichenen Devisenbilanz55 

(§10 Satz 2) haben sich Joint Ventures ihre benötigten De

visen unter staatlicher Kontrolle56 selbst zu beschaffen. Da 

China zur Finanzierung seiner Importe einerseits steigen

de Deviseneinnahmen benötigt, andererseits der Renminbi 

noch nicht frei konvertibel ist, besteht ein wirtschaftspo

litisches Interesse, gerade durch Joint Ventures mehr De

visenkapital einzunehmen als abfließen zu lassen. Steu

errechtlich57 gelten auch für AHJ das speziell auf FIEs 

zugeschnittene Körperschaftssteuergesetz vom 9.4.199158 

sowie das am 31.10.1993 geänderte Einkommensteuerge

setz vom 10.9.198059. Zur Steigerung der Exporte werden 

53Widmer (Fn. 46), S. 506; Jung (Fn. 20), S. 120.

54Anfang 1994 unterlagen 114 Exportprodukte und damit ca. 30% 

aller Exporte solchen Beschränkungen, s. Heuser/Eger, in: Heuser 

(Fn. 8), S. 375.

55Allgemein für EJV vgl. §75 der Ausführungsbestimmungen zum 

EJVGesetz (s. Fn. 9.)

56 Zur Eröffung von Devisenkonten und der Abwicklung des 

Umtauschs siehe ausführlich Widmer (Fn. 46), S. 510; auch 

Lauffs/Bohnet (Fn. 2), S. 741.

57Allgemein s. Widmer (Fn. 46), S. 511 und Lauffs/Bohnet (Fn. 

2), S. 740f.

58Chin.: „Zhonghua renmin gongheguo waishang touzi qiye he wai- 

guo qiye suode shuifa“, veröffentlicht in GWYGB 1991, S. 533ff.; 

deutsch in: Heuser, (Fn. 8), S. 465ff.

59Chin.: „Zhonghua renmin gongheguo geren suode shuifa“, 

veröffentlicht in GWYGB 1993, S. 1174ff.; deutsch in: Heuser (Fn.
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besondere Steuerrückerstattungen gewährt (§11). Die in 

Pudong schon seit 1990 geltenden lokalen Vorschriften60 

lassen noch weitergehende Steuererstattungen zu.

III. Anwendung und Bedeutung

Obwohl mit dem Erlaß der Maßnahmen eine rechtliche 

Grundlage für ausländische Außenhandelsinvestitionen in 

China geschaffen ist, werden aus verschiedenen Gründen 

wohl nicht viele derartige Joint Ventures gegründet wer

den: Schon die Mindesthöhe des Stammkapitals - 100 Mil

lionen RMB entspricht ca. 18,5 Millionen DM - beschränkt 

den Kreis potentieller Partner.

Hinsichtlich der Kapitalisierung ist es fraglich, ob entge

gen dem Wortlaut des §7 Satz 1 auch der ausländische 

Partner seinen Anteil am Stammkapital zumindest teil

weise in Form einer Sacheinlage (Technologie, Maschinen) 

oder z.B. Know-how einbringen kann, wie es für norma

le EJV vorgesehen ist.61 Auf jeden Fall wirkt sich die 

größere Flexibilität des chinesischen Partners bei der Fra

ge, in welcher Form die Einlage zu erbringen ist, nachtei

lig für den ausländischen Investor aus, da die in der Re

gel durch einen örtlichen Wirtschaftsprüfer vorgenommene 

Bewertung der chinesischen Vermögensgegenstände (wie 

Sacheinlagen in Form vorhandener Maschinenbestände 

oder z.B. Grundstücknutzungsrechte) nicht mehr verhan

delbar ist.62

In bezug auf Möglichkeiten der Einflußnahme auf Ent

scheidungen wird die durch die Stammkapitalverteilung 

bewirkte, für den ausländischen Partner ungünstige La

ge63 durch die Ernennung des Geschäftsführers wohl nicht 

ausgeglichen, da der von der chinesischen Seite zu bestim

mende Chairman of the Board of Directors weitreichende 

Kompetenzen hat: So kann das AHJ z.B. aus Gründen 

der Schutzwürdigkeit Dritter durch von ihm gezeichne

te Verträge gebunden werden, obwohl Abreden des Joint 

Venture-Vertrags entgegenstehen.64 65

Die schwer erfüllbaren Anforderungen des §4 beschränken 

schließlich den Anwendungsbereich der Maßnahmen auf 

wenige ausländische und chinesische Großunternehmen.60 

Schon Ende 1995 wurden entsprechende Gründungs

anträge für AHJ in Pudong eingereicht: Mannesmann 

Demag plante ein Projekt mit der Shanghaier Machine- 

ry Import and Export Corporation. Die japanische Mit

subishi Corp. und die aus den USA stammende Conti

8), S. 454ff. mit entsprechenden Ausführungsbestimmungen vom 

28.1.1994 (GWYGB 1994, S. 38ff.).

60S. ausführlich Pan Baocun, „Die Rechtssetzung der Stadt Shang

hai für die Neue Zone Pudong und ihre Bedeutung für Gesetzge

bungskonzeption und Investitionsförderung“, in: Heuser (Fn. 8), S. 

475ff.

61Kozel (Fn. 33).

62Immobilien werden nach Tabellen der staatlichen Bodenämter 

der jeweiligen Stadt eingestuft. Zur Bewertung beweglicher 

Vermögensgegenstände s. Widmer (Fn. 46), S. 507.

63Zum Problem der Minderheitsbeteiligung s. Xu (Fn. 39), S. 2.

64S. Webre (Fn. 14), S.7.

65Mann/Hui (Fn. 26), S.23f.

nental Grain Co. beantragten die Zusammenarbeit mit 

dem chinesischen Unternehmen Orient International Hol

dings.66 Ebenfalls in Pudong plant der südkoreanische 

Konzern Daewoo ein AHJ mit dem chinesischen Unter

nehmen Lanshen.67

Hauptmotiv für den Erlaß der Maßnahmen ist daher nicht 

die Erleichterung des Marktzugangs für ausländische In

vestoren: Die 1995 und in der ersten Jahreshälfte 1996 

langsamer gestiegene Exportzuwachsrate (als Folge eines 

Strukturwandels der chinesischen Exportwirtschaft hin zu 

eher hochtechnologischen Mechanik- und Elektronikarti

keln) deutet angesichts komplexerer Exportmärkte auf ein 

Defizit der chinesischen Außenhandelsgesellschaften hin, 

einheimische Produkte zu exportieren.68 Durch die mit 

der Beteiligung ausländischer Partner einhergehende Ma

nagementerfahrung und neue Geschäftstaktiken sollen die 

AHJ indirekt zur Stärkung des chinesische Absatzes bei

tragen.69 Dabei kommt den strengen gesetzlichen Anfor

derungen der Maßnahmen die Funktion zu, Konkurrenz zu 

den bestehenden chinesischen Außenhandelsgesellschaften 

sowohl zuzulassen70 als auch zu beschränken und dadurch 

den Markt kontrollieren zu können.

Obwohl für ausländische Unternehmen, die ihre Wa

ren nach China importieren wollen, ein direkter Ver

trieb und gezieltes Marketing immer noch nicht möglich 

sind, ist die Abwicklung der Außenhandelsgeschäfte durch 

ein zuverlässiges Joint Venture-Unternehmen der Zusam

menarbeit mit einer chinesischen, vielleicht staatlichen 

Außenhandelsgesellschaft vorzuziehen.71 Der Erlaß der 

„Vorläufigen Maßnahmen zur Einrichtung von Versuchs

standorten für Außenhandelsgesellschaften mit chinesisch

ausländischem Gemeinschaftskapital“ stellt, wenn auch 

keinen Investitionsanreiz, so doch einen Fortschritt zur 

Öffnung des Außenhandels dar.

66S. Margot Schüller, „Außenhandels-Joint Ventures zugelassen“,

C.a. 11/1996, S. 1058.

67 Wenhui Bao, Shanghai, vom 25.10.1996.

68Mann/Hui (Fn. 26), S. 24.

&>CEN No.41 vom 28.10.1996, S. 2.

70Xinwen Bao, Shanghai, vom 4.10.1996, S. 1.

71Mann/Hui (Fn. 26), S. 24f.



CHINA aktuell - 582a-
Juni 1997

Vorläufige Maßnahmen zur 

Einrichtung

von Versuchsstandorten für 

Außenhandelsgesellschaften mit 

chinesisch-ausländischem

Gemeinschaftskapital

Erlaß des Ministeriums für Außenhandel und 

wirtschaftliche Zusammenarbeit der Volksrepublik China

Die „Vorläufigen Maßnahmen für die Einrichtung 

von Versuchsstandorten für Außenhandelsgesellschaften 

mit chinesisch-ausländischem Gemeinschaftskapital“ 

wurden am 2. September 1996 vom Staatsrat 

gebilligt und zur Verabschiedung freigegeben. 

Sie treten mit dem Tag ihrer Verabschiedung in Kraft.

Ministerin Wu Yi, 30.09.1996

§1

Um die Öffnung zum Ausland weiter voranzutreiben und 

die Entwicklung des Außenhandels der VR China zu 

fördern, werden diese Maßnahmen gemäß dem „Außen

handelsgesetz der VR China“, dem „Gesetz der VR China 

über Unternehmen mit chinesisch-ausländischem Gemein

schaftskapital ” (Equity Joint Venture-Gesetz) und ande

rer einschlägiger Gesetze und Verordnungen erlassen.

§2

Diese Maßnahmen gelten für die Gründung von auf Im

port und Export spezialisierten Außenhandelsgesellschaf

ten mit chinesisch-ausländischem Gemeinschaftskapital 

(Außenhandels-Joint Venture) durch eine ausländische Ge

sellschaft bzw. Unternehmen (ausländische Firma) mit ei

ner chinesischen Gesellschaft bzw. Unternehmen (chinesi

sche Firma) in China (an Versuchsstandorten).

§3

Außenhandels-Joint Ventures sind Gesellschaften mit 

beschränkter Haftung. Der Anteil der chinesischen Firma 

am Stammkapital der Außenhandels-Joint Ventures darf 

nicht unter 51%, der der ausländischen Firma muß über 

25% liegen. Den gesetzlichen Vertreter hat die chinesische 

Firma zu bestimmen.

§4

Die Gründung eines Außenhandels-Joint Ventures setzt 

voraus:

(1) Die ausländische Firma muß folgende Voraussetzungen 

erfüllen:

1. Im Jahr vor der Antragstellung beträgt der Umsatz 

mehr als 5 Milliarden US$.

2. In den drei Jahren vor der Antragstellung beträgt das 

durchschnittliche jährliche Außenhandelsvolumen mit 

China mehr als 30 Millionen US$.

3. Vor der Antragstellung besteht bereits seit mehr als 

drei Jahren eine Repräsentanz in China, oder es wur

den bereits Investitionen von mehr als 30 Millionen 

US$ in China getätigt.

(2) Die chinesische Firma muß folgende Voraussetzungen 

erfüllen:

1. Sie besitzt eine Außenhandelslizenz.

2. In den drei Jahren vor der Antragstellung beträgt 

das durchschnittliche jährliche Außenhandelsvolumen 

mehr als 200 Millionen US$, davon beträgt das Ex

portvolumen mindestens 100 Millionen US$.

3. Vor der Antragstellung wurden außerhalb Chinas be

reits mehr als drei Niederlassungen, Tochterfirmen 

und Joint Ventures gegründet, deren durchschnittli

cher Jahresumsatz in den drei Jahren vor der Antrag

stellung mehr als 10 Millionen US$ beträgt.

(3) Das Außenhandels-Joint Venture muß folgende Voraus

setzungen erfüllen:

1. Das Stammkapital darf 100 Millionen RMB nicht un

terschreiten.

2. Es verfügt über einen eigenen Namen und eine eigene 

Organisationsstruktur.

3. Es verfügt über für die Ausübung seiner Außenhan

delsaktivitäten geeignete Betriebsstätten, Fachperso

nal und andere unerläßliche materielle Voraussetzun

gen.

§5

Bei der Antragstellung zur Gründung eines Außenhandels- 

Joint Ventures muß die chinesische Firma durch die 

örtlichen zuständigen Stellen für Wirtschaft und Außen

handel den zuständigen staatlichen Stellen für Wirtschaft 

und Außenhandel folgende Unterlagen zur Prüfung vorle

gen:

1. Projektbeschreibung, von der chinesischen und der 

ausländischen Firma unterzeichnete Durchführbar

keitsstudie, Vertrag und Satzung.

2. Nachweis der Registrierung der chinesischen und der 

ausländischen Firma (Kopie), der Kreditwürdigkeit 

und der Bestellung des gesetzlichen Vertreters.

3. Genehmigungsbescheinigung der Unternehmen in Chi

na, in welche die ausländische Firma bereits investiert 

hat (Kopie) oder Genehmigungsbescheinigung der Re

präsentanzen in China (Kopie), Geschäftslizenz (Ko

pie) und eine von einer chinesischen eingetragenen 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ausgestellte Investiti

onsbescheinigung (Kopie).

4. Nachweis der Registrierung der von der chinesi

schen Firma im Ausland gegründeten Niederlassungen, 

Tochterfirmen und Joint Ventures (Kopie).

5. Bilanzen der chinesischen und der ausländischen Fir

ma aus den letzten drei Jahren und Testat einer 

Prüfungsgesellschaft.
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6. Konzeption von Tätigkeitsbereich und Produktrahmen 

des zu gründenden Außenhandels-Joint Ventures.

7. Weitere von den zuständigen staatlichen Stellen für 

Wirtschaft und Außenhandel geforderte Unterlagen.

Nachdem das Außenhandels-Joint Venture durch die 

zuständigen staatlichen Stellen für Wirtschaft und Au

ßenhandel überprüft und vom Staatsrat gebilligt worden 

ist, wird von den zuständigen staatlichen Stellen für Wirt

schaft und Außenhandel eine Genehmigungsbescheinigung 

ausgestellt.

§6

Nachdem der Gründungsantrag des Außenhandels-Joint 

Ventures von staatlicher Seite genehmigt worden ist, hat 

die chinesische Firma innerhalb eines Monats ab dem 

Tag der Genehmigung unter Vorlage der Genehmigungs

bescheinigung die Registrierung bei der Behörde für die 

Verwaltung von Industrie und Handel vornehmen zu 

lassen. Weiterhin hat sie sich innerhalb eines Monats nach 

der Registrierung bei den zuständigen Finanzbehörden 

eintragen zu lassen.

§7

Die ausländische Firma hat ihre Einlage auf das Stamm

kapital des Außenhandels-Joint Ventures in einer frei 

konvertierbaren Währung einzubringen, die chinesische 

Firma kann ihre Einlage in RMB oder in Form von Sach

mitteln, Immaterialgütern oder anderen Eigentumsrechten 

einbringen.

Die Partner des Joint Ventures haben ihre gezeichnete 

Einlage innerhalb eines Monats nach Ausstellung der 

Geschäftslizenz vollständig einzuzahlen.

§8

Das Außenhandels-Joint Venture darf innerhalb des 

genehmigten Tätigkeitsbereichs und Produktrahmens 

selbst oder für Dritte Import und Export von Waren und 

Technologien betreiben. Ohne vorherige Genehmigung 

darf es keiner anderen geschäftlichen Tätigkeit nachgehen. 

§9

Für Waren, deren Import und Export staatlichen Kon

tingentierungen unterliegen und eine staatliche Einfuhr- 

bzw. Ausfuhrgenehmigung erfordern, ist gemäß den 

einschlägigen staatlichen Vorschriften ein Antrag bei den 

zuständigen staatlichen Stellen zu stellen. Der Import 

und Export dieser Waren darf erst nach Genehmigung des 

Antrags erfolgen. Im Rahmen staatlicher Ausschreibun

gen für den Import und Export kontingentierter Waren 

nimmt das Außenhandels-Joint Venture an der Angebots

abgabe gemäß den Vorschriften über die Ausschreibung 

staatlicher Einfuhr- und Ausfuhrquoten teil.

§10

Das Außenhandels-Joint Venture handhabt die Abrech

nung und den Verkauf von Devisen und die Bezahlung 

mit Devisen gemäß den für staatliche Außenhandelsge

sellschaften geltenden einschlägigen Vorschriften. Das 

Außenhandels-Joint Venture muß eine ausgeglichene

Devisenbilanz haben. Konkrete Verwaltungsvorschriften 

werden von der Volksbank von China im Einvernehmen 

mit den zuständigen staatlichen Stellen für Wirtschaft 

und Außenhandel erlassen.

§11

Das Außenhandels-Joint Venture entrichtet Steuern 

gemäß den einschlägigen staatlichen Steuergesetzen und - 

Verordnungen. Der Staat gewährt Steuerrückerstattungen 

für Exportprodukte gemäß den Bestimmungen über 

Exportsteuerrückerstattungen für staatliche Außenhan

delsgesellschaften.

§12

Das Außenhandels-Joint Venture hat eine Übersicht über 

Finanzen, Buchhaltung und Statistik bei den zuständigen 

örtlichen Stellen gemäß den staatlichen Gesetzen und 

Verordnungen über Finanzen, Buchhaltung und Statistik 

fristgemäß einzureichen.

§13

Das Außenhandels-Joint Venture hat die Aufnahme in 

die Handelskammer für Import und Export oder die 

Unternehmens Vereinigung ausländischer Investoren zu 

beantragen und deren Vereinbarungen zu befolgen.

§14

Das Außenhandels-Joint Venture hat die Gesetze und 

Verordnungen Chinas zu befolgen und ist diesen unter

stellt. Seine legalen Rechte und Interessen werden von 

den Gesetzen und Verordnungen geschützt.

Im Falle der Zuwiderhandlung gegen diese Maßnahmen 

sind die zuständigen Stellen für Wirtschaft und Außen

handel mit der Angelegenheit zu befassen.

§15

Auf Gesellschaften und Unternehmen aus den Regionen 

Hongkong, Macao und Taiwan, die mit inländischen 

Gesellschaften und Unternehmen Außenhandels-Joint 

Ventures betreiben, finden die vorliegenden Maßnahmen 

Anwendung.

§16

Die Anzahl der Versuchsstandorte und der Versuchsfirmen 

wird vom Staatsrat bestimmt. Gegenwärtig sind die 

Versuchsstandorte auf den Bezirk Pudong in Shanghai 

und auf die Sonderwirtschaftszone Shenzhen beschränkt.

§17

Diese Maßnahmen treten mit dem Tag ihrer Verabschie

dung in Kraft. Ihre Auslegung obliegt den zuständigen 

staatlichen Stellen für Wirtschaft und Außenhandel.

(Übersetzung im Rahmen einer Lehrveranstaltung am Seminar 

für Sprache und Kultur Chinas der Universität Hamburg unter 

der Leitung von Zhu Jinyang von: Rebecca Chen, Ceng Qin- 

wen, Lai Yinping, Susanne Motzkuhn, Sabine Muscat, Christi

ne Nowak, Ascan-Harmen Pinckernelle, Ingo Steffen, Annabel- 

la Weist, Inge Zander de Cano)




